rg 


Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


ie N e 


(Nr. 4333.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. Dezember 1855., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee 
von Stapelburg in der Grafſchaft Wernigerode uͤber Abbenrode im Kreiſe 
Halberſtadt nach der Hannoͤverſchen Grenze. 


„ durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Stapelburg in der Grafſchaft Wernigerode uͤber Abbenrode im 
Kreiſe Halberſtadt nach der Hannoͤverſchen Grenze durch die Graͤflich-Stol⸗ 

berg⸗Wernigerodeſche Verwaltung und die Gemeinde Abbenrode genehmigt 
habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der 
Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach, Maaßgabe der fuͤr die 
Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung 
kommen ſollen. Zugleich will Ich den Betheiligten gegen Uebernahme der 
kuͤnftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betref⸗ 
fenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Charlottenburg, den 17. Dezember 1855. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwin gh. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
i und den Fingnzminiſter. f 


Jahrgang 1856. (Ar. 43334334.) 


EES 


(Nr, 4384.) 
Ausgegeben zu Berlin den 22, Januar 1856. 
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(Nr. 4334.) Privilegium wegen Emiſſion von 400,000 Thaler Priorität = Obligationen 
III. Serie der Prinz-Wilhelm-Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 24. Dezem⸗ 
ber 1855. 8 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
5 Preußen ar, ꝛc. 


Nachdem die Prinz⸗Wilhelm⸗Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalver⸗ 
ſammlung vom 23. Juni d. J. nach Inhalt des Uns vorgelegten Protokolls 
beſchloſſen hat, zur Berichtigung beſtehender Schulden und Vervollſtaͤndigung 
reſp. Ausbau der Bahnanlagen, ſowie der Betriebsmittel, ihr Anlagekapital 
außer den bereits durch Unſere Privilegien vom 17. Mai 1847. (Geſetz-Samm⸗ 
lung fuͤr 1847. S. 230. ff.) und vom 4. November 1848. (Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr 1848. S. 403. ff.) genehmigten Prioritaͤts⸗Anleihen von reſp. 325,000 Rthlrn. 
1. Serie und 375,000 Rthlrn. II. Serie noch ferner um 400,000 Rthlr. ver⸗ 
mittelſt Ausgabe von Prioritaͤts⸗Obligationen in Apoints von 100 Rthlrn. zu 
erhoͤhen, ſo wollen Wir in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit des Unterneh⸗ 
mens und unter Abänderung des F. 5. der von Uns unterm 2. Mai 1845. 
beftätigten Statuten und des H. 1. des unterm 17. Mai 1847., ſowie des $. 1. 
des unterm 4. November 1848. von Uns genehmigten Nachtrags zu denſelben, 
in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr 1833. S. 75. ff.) durch gegenwaͤrtiges Privilegium zu dieſer ferneren Ur: 
hoͤhung des Anlagekapitals, ſowie zur Emiſſion der gedachten 400,000 Rthlr. 
Prioritaͤts⸗Obligationen III. Serie, Unſere Genehmigung unter den nachfolgen⸗ 
den Bedingungen hierdurch ertheilen: 


Ss, 

Das Grundkapital der Prinz⸗Wilhelm⸗Eiſenbahngeſellſchaft, welches bis 
jetzt aus 1,300,000 Rthlrn. Stammaktien, 325,000 Rthlrn. Prioritaͤts⸗Obligatio⸗ 
nen I. Serie und 375,000 Rthlrn. Prioritats⸗Obligationen II. Serie beſteht, 
ſoll zum Zwecke der Berichtigung beſtehender Schulden und Vervollſtaͤndigung 
reſp. Ausbau der Bahnanlagen, ſowie der Betriebsmittel, durch Ausgabe von 
ferneren 4000 Stuͤck Prioritaͤts⸗Obligationen III. Serie (zum Betrage von 
100 Rthlrn. für jede) um 400,000 Rthlr. erhöht werden. e 


H. 2. 


: Die zu emittirenden Obligationen werden nach dem sub Litt. A. beige- 
. fuͤgten Schema mit fortlaufenden Nummern ſtempelfrei ausgefertigt. Die erſte 
Serie der Zinskupons wird nach dem sub Lut, B. angeſchloſſenen Schema 
für zehn Jahre den Obligationen beigegeben und nach jedesmaligem Ablauf 
einer Friſt von zehn Jahren durch eine neue Serie erſetzt. 
Jeder Serie von Zinskupons wird eine Anweiſung zum Empfang der 
folgenden Serie beigegeben. 


ETS 
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ö F. 3. 

Die Prioritaͤts-Obligationen werden mit fünf Prozent jaͤhrlich verzinſt 
und die Zinſen in halbjaͤhrigen Raten postnumerando am 1. Juli und 
2. Januar von der Koͤniglichen Eiſenbahn-Hauptkaſſe in Elberfeld, ſowie von 
den durch die Koͤnigliche Eiſenbahndirektion in oͤffentlichen Blaͤttern namhaft 
zu machenden Bankiers ausbezahlt. Zinſen von Prioritaͤts⸗ Obligationen, de⸗ 
ren Erhebung innerhalb vier Jahren, von den in den betreffenden Kupons 
beſtimmten Zahlungsterminen an gerechnet, nicht geſchehen iſt, verfallen zum 
Vortheile der Geſellſchaft. 


H. 4. 


Die Prioritaͤts-Obligationen unterliegen der Amortiſation, die mit dem 

Jahre 1861. beginnt und auf welche jaͤhrlich 2000 Rthlr., ſowie die auf 
die eingelöften Obligationen fallenden Zinſen, verwendet werden. 

5 Die Nummern der in jedem Jahre zu amortiſirenden Prioritaͤts⸗Obliga⸗ 

tionen werden alljaͤhrlich im Juli durch das Loos beſtimmt, und erfolgt die 

Auszahlung des Nominalbetrags der hiernach zur Amortiſation gelangenden 

Prioritaͤts⸗Obligationen am 2. Januar des naͤchſtfolgenden Jahres, zum erſten 

Male alſo am 2. Januar 1862, 

Der Verwaltung der Prinz-Wilhelm⸗Eiſenbahngeſellſchaft bleibt das Recht 
vorbehalten, ſowohl den Amortiſationsfonds bis zum Doppelten zu verſtaͤrken 
und dadurch die Tilgung der Prioritaͤts-Obligationen zu beſchleunigen, als auch 
ſaͤmmtliche Prioritaͤts-Obligationen durch die öffentlichen Blätter mit ſechs⸗ 
monatlicher Friſt zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerths einzuloͤſen. 

Dieſe Einloͤſung darf jedoch nicht vor dem 1. Januar 1862. geſchehen. 


3: H. 5. 

Angeblich vernichtete oder verlorene Prioritaͤts-Obligationen und Zins⸗ 
kupons werden nach dem im $. 13. der Statuten der Prinz⸗Wilhelm⸗Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft (Geſetz- Sammlung fuͤr 1845. S. 260. ff.) vorgeſchriebenen 
Verfahren fuͤr nichtig oder verſchollen erklaͤrt und demnaͤchſt erſetzt. { 


H. 6. i 


Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen find auf Höhe der darin ver⸗ 
ſchriebenen Betraͤge nebſt den faͤlligen Zinſen Glaͤubiger der Prinz-Wilhelm⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft, und haben als ſolche, unbeſchadet der den Inhabern 
der durch die Allerhoͤchſten Privilegien vom 17. Mai 1847. und 4. November 
1848. kreirten Prioritaͤts-Anleihen von reſp. 325,000 Rthlrn. I. Serie und 
375,000 Rthlrn. II. Serie zuſtehenden Prioritaͤt fuͤr Kapital und Zinſen, an 
dem Einkommen, ſowie eventuell an dem geſammten Vermoͤgen der Geſellſchaft, 
ein Vorzugsrecht vor den Inhabern der Stammaktien und der zu denſelben ge⸗ 
hoͤrigen Dividendenſcheine. e 


H. 7. 


Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen find nicht befugt, die Zah⸗ 
(Nr. 4334.) 27 lung 
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lung der darin verfchriebenen Kapitalbetraͤge anders, als nach Maaßgabe der 
in H. 4. enthaltenen Amortiſationsbeſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn die Zinszahlung für verfallene und vorſchriftsmaͤßig praͤſentirte 
Zinskupons laͤnger als drei Monate unberichtigt bleibt; 5 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Prinz⸗Wilhelm⸗Eiſenbahn aus Ver⸗ 
ſchulden der Geſellſchaft laͤnger als ſechs Monate ganz aufhoͤrt; 

c) wenn die im H. 4. feſtgeſetzte Amortiſation nicht innegehalten wird. 


In den Fällen ad a. und b. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, 
ſondern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Faͤlle 
eintritt, zuruͤckgefordert werden, und zwar zu a. bis zur Zahlung der betreffen⸗ 
den Zinskupons, zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Trans— 
portbetriebes. a N 

In dem sub c. bezeichneten Falle ift jedoch eine dreimonatliche Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts- Obligation 
von dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab 
Gebrauch machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte ſtattfin⸗ 
den ſollen. 

In allen Faͤllen des vorſtehenden Paragraphen iſt eine geſetzliche In⸗ 
verzugſetzung noͤthig, um die an den Verzug geknuͤpften Folgen eintreten zu 
laſſen. 


H. 8. 


Die Auslooſung der alljaͤhrlich zu amortiſirenden Prioritaͤts-Obligationen 
geſchieht in Gegenwart eines Mitgliedes der Königlichen Eiſenbahndirektion 
und eines protokollirenden Notars in einem vierzehn Tage vorher zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prio— 
ritaͤts⸗Obligationen der Zutritt geſtattet iſt. f 


§. 9. 580 

Die Nummern der ausgelooſten Prioritaͤts-Obligationen werden binnen 
vierzehn Tagen nach Abhaltung des im H. 8. gedachten Termins bekannt ge⸗ 
macht. Die Auszahlung derſelben erfolgt bei der Koͤniglichen Eiſenbahn⸗ 
Hauptkaſſe in Elberfeld und denjenigen Bankiers, welche die Koͤnigliche Eiſen⸗ 
bahndirektion in oͤffentlichen Blaͤttern namhaft machen wird, an die Vorzei⸗ 
ger der betreffenden Prioritäts-Obligationen gegen Auslieferung derſelben und 
der dazu gehörigen, noch nicht fälligen Zinskupons. 

Werden die Kupons nicht mit abgeliefert, ſo wird der Betrag der feh⸗ 
lenden an dem Kapitalbetrage gekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwen⸗ 
det, ſobald dieſelben zur Zahlung präfentirt werden. 

Im Uebrigen erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
jeder Prioritärs » Obligation mit dem 31. Dezember desfenigen Jahres, in 
welchem dieſelbe ausgelooft und, daß dies geſchehen, oͤffentlich bekannt ge⸗ 
macht wurde. , 

Die im Wege der Amortiſation eingelöfeten Prioritäts-Obligafionen wer⸗ 
den in Gegenwart eines Mitgliedes der Koͤniglichen Eiſenbahndirektion und 

eines 


— , 


eines protokollirenden Notars verbrannt und es wird eine Anzeige daruͤber 
durch öffentliche Blätter bekannt gemacht. 


§. 10. 


Diejenigen Prioritaͤts-Obligationen, welche ausgelooſet und gekündigt 
ſind, und ungeachtet der Bekanntmachung in offentlichen Blaͤttern nicht recht⸗ 
zeitig zur Realiſation eingehen, werden waͤhrend der naͤchſten zehn Jahre von 
der Koͤniglichen Eiſenbahndirektion alljaͤhrlich einmal oͤffentlich aufgerufen. 

Gehen ſie aber deſſenungeachtet nicht ſpaͤteſtens binnen Jahresfriſt nach 
dem letzten oͤffentlichen Aufruf zur Realiſation ein, ſo erliſcht jeder Anſpruch 
aus denſelben an das Gefellfchaftsvermögen, was unter Angabe der Nummern 
der werthlos gewordenen Prioritaͤts-Obligationen von der Direktion oͤffentlich 
bekannt gemacht wird. i 

Obgleich alſo aus dergleichen Prioritaͤts-Obligationen keinerlei Verpflich⸗ 
tungen für die Geſellſchaft in ſpaͤterer Zeit abgeleitet werden koͤnnen, ſo ſteht 
doch der Generalverſammlung frei, die gaͤnzliche oder theilweiſe Realiſirung 
derſelben aus Billigkeitsruͤckſichten zu beſchließen. 


H. 11. 


Die in vorſtehenden Paragraphen vorgeſchriebenen öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen erfolgen: f 0 
e in einer Berliner, 
in einer Coͤlner, 
in einer Duͤſſeldorfer und 
in einer Elberfelder Zeitung, 
oder in einem andern, an den gedachten Orten erſcheinenden Blatte. 
| F. 12. 5 | 

Den Inhabern von Prioritats-Obligationen ſteht der Zutritt zu den Ge⸗ 
neralverſammlungen offen; jedoch haben ſie als ſolche nicht das Recht, ſich an 
den Verhandlungen oder Abſtimmungen zu betheiligen. 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privile- ` 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu ge— 
ben oder Rechten Dritter zu prajudiziren. ` ` 

Gegeben Charlottenburg, den 24. Dezember 1855. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


(Nr. 4334.) Schema 
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Stamm: Ende. 
Priy-Wilhelm-Eifen- 


bahn⸗-Prioritäts-Obli⸗ 


gation Serie III. 
AG 


Abgegeben 
am . 
an 


Unterzeichnet 
von Herrn Direktor 


Beigegeben 

20 Zins-Kupons 
der Serie J. 

pro 18..—18.. 


Prinz - Wilhelm -Eisenbahn. 


. Prioritäts Obligation III. Serie 
der 0 
Prinz⸗Wilhelm⸗Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
uͤber 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Jybober dieſer Obligation hat einen Antheil von Einhundert Thalern an dem 
nach den Beſtimmungen des umſtehenden, am n; . ... 185. von 
Seiner Majeftät dem Könige von Preußen beſtaͤtigten Planes emittirten Kapi⸗ 
tale von 400,000 Thalern in Prioritaͤts⸗ Obligationen der Fa: Wilhelm⸗ 
Eifenbahn = Gefellfchaft III. Serie. 


Elberfeld, den en .. 185. 


(crockener Stempel) Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


Dieſer Obligation ſind beigegeben worden: 
20 Zins-Kupons der Serie I. für die Jahre 18. .—18. 


Schema 


Ceeef— peer N) 


(oe 1 


an 


prinz-Wilhelm⸗ Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


An wei fung 
zu der Prioritaͤts-Obligation III. Serie M..... gehörig. 


Inhaber empfaͤngt am ..ten 185. gegen dieſe Anweiſung gemaͤß H. 2. des Planes zur Emiſſion eines Kapitals 
von 400,000 Thalern Preußiſch Kurant in Prioritaͤts - Obligationen an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten 
Stellen die ind Serie von zwanzig Stuͤck Zins-Kupons zur vorbezeichneten 9 Obligation. 

Elberfeld, den . 


Königliche (eu enbabn Direktion. g Ausgefertigt. al, / 
Prinz - Wilhelm - Eifenbahn - Gefellfchaft. | 
(Serie 1.) Zins⸗Kupon 1. 


zu der Priorität3-Obligation III. Serie A gehörig. 


Inhaber empfängt am ..ten 18.. gegen diefen Kupon an 
den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen 2 Rthlr. 15 > 
Preuß. Kurant als Zinſen vom „ten 18. bis. 


Elberfeld, den .. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. Ausgefertigt. 


Zinſen von Prioritäts⸗ Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier 
Jahren, von dem in dem vorſtehenden Kupon beſtimmten Zahlungstermine 
an gerechnet, nicht geſchehen ift, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 


(Nr. 4335.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
der Benennung „Saͤchſiſch-Thuͤringiſche Aktiengeſellſchaft für Braunkoh⸗ 
lenverwerthung“ mit dem Domizil zu Halle a. S. Vom 31. Dezember 
1855. € 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. “€ 

thun hiermit kund und fügen zu wiffen, daß Wir die Errichtung einer Aktien 
Geſellſchaft unter der Benennung „Saͤchſiſch-Thuͤringiſche Aktiengeſellſchaft für 
Braunkohlenverwerthung“ mit dem Domizil zu Halle a. S., welche den Be⸗ 
trieb des Braunkohlenbergbaues und der Torfgraͤberei an geeigneten Stellen 
Sachſens und Thuͤringens, den Betrieb aller Gewerbe, welche ſich auf chemiſche 
Behandlung der Braunkohle oder des Torfs gruͤnden, namentlich der Fabrika⸗ 
tion von Mineraloͤl und Paraffinkerzen, von Oelſchwaͤrze, Asphalt und der⸗ 
gleichen, den Betrieb aller Gewerbe, welche ſich unmittelbar auf die Benutzung 
und Verwerthung der in und bei den Braunkohlengruben vorkommenden Er⸗ 
den, Steine und ſonſtigen beibrechenden Mineralien beziehen, endlich den Han⸗ 
del mit den ſelbſtgewonnenen Rohſtoffen und ſelbſtgefertigten Fabrikaten zum 
Zwecke hat, auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. Allergnaͤdigſt 
genehmigt, und die am 7. und 8. Dezember 1855. vollzogenen Geſellſchafts⸗ 
Statuten beftätigt haben. Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit den Statuten 
und den notariellen Akten vom 7. und 8. Dezember 1855. fuͤr immer verbunden 
und nebſt dem Wortlaute der Statuten durch die Geſetz-Sammlung und das 
Amtsblatt Unſerer Regierung zu Merſeburg zur oͤffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht werde. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. g 8 

Gegeben Charlottenburg, den 31. Dezember 1855. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
i v. d. Heydt. Simons. 


Statut 


der Sächſiſch⸗Thüringiſchen Aktiengeſellſchaft für Braunkohlen⸗ 
Verwerthung. 


Erſter Abſchnitt. 
Bildung, Zweck und Wohnſitz der Geſellſchaft. 
§. 1. 
Vorbehaltlich der landesherrlichen Genehmigung wird nach den Beftim- 
mungen des Geſetzes vom 9. November 1843. von den unterzeichneten Per⸗ 
o ſonen 
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ſonen und allen ſpaͤter zutretenden Aktionairen eine mit Korporations⸗ und 

kaufmaͤnniſchen Rechten verſehene Aktiengeſellſchaft gebildet unter der Firma: 
„Saͤchſiſch⸗Thuͤringiſche Aktiengeſellſchaft fuͤr Braunkohlen— 
Verwerthung.“ , 

H. 2. ; 


Zweck der Geſellſchaft iſt: a 

1) der Betrieb des Braunkohlenbergbaues, auch der Torfgraͤberei, an geeig⸗ 
neten Stellen Sachſens und Thuͤringens; 

2) der Betrieb aller Gewerbe, welche ſich auf chemiſche Behandlung der 
Braunkohle oder des Torfes gründen, wie die Fabrikation von Mineralöl ` 
und Paraffinkerzen, von Oelſchwaͤrze, Asphalt und dergleichen mehr; 

3) der Betrieb aller Gewerbe, die ſich unmittelbar auf die Benutzung und 
Verwerthung der in und bei den Braunkohlengruben vorkommenden Er⸗ 
den, Steine und ſonſtigen beibrechenden Mineralien beziehen; 

4) der Handel mit den ſelbſtgewonnenen Rohſtoffen und ſelbſtgefertigten 
Fabrikaten. 
5 . 3. f 


Die Geſellſchaft hat ihren Wohnſitz zu Halle a. d. S.; ihr Gerichts⸗ 
ſtand iſt das Königliche Kreisgericht daſelbſt. Als Beklagte iſt dieſelbe auch 
noch bei denjenigen inländifchen Gerichten an anderen Orten Recht zu nehmen 
verpflichtet, in deren Amtsbezirke ſie geſchaͤftliche Anlagen gemacht hat. Auf 
Klagen der Aktionaire gegen die Geſellſchaft aus ihrem Rechtsverhaͤltniſſe als 
Mitglieder derſelben findet dieſe Beſtimmung jedoch keine Anwendung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Organiſation der Geſellſchaft. 
H. 4. 

Mitglied der Geſellſchaft iſt Jeder, welcher derſelben durch Erwerb von 
Aktien beitritt; ſtimmfaͤhiges Mitglied nur der Beſitzer von mindeſtens 
drei Aktien. Die berufene Verſammlung der Mitglieder bildet die General⸗ 
Verſammlung. 9. 6 i 


Von den ſtimmfaͤhigen Mitgliedern wird in der Generalverſammlung 
zur allgemeinen Leitung der Angelegenheiten der Geſellſchaft aus deren Aktio⸗ 
nairen ein Verwaltungsrath gewählt (§§. 14 — 19.). i 

ib Zah 

Der Verwaltungsrath ernennt zur Ausführung der ſtatutenmaͤßigen Vor⸗ 
ſchriften und ſeiner Beſchluͤſſe, ſowie zur ſpeziellen Leitung und Fuͤhrung der 
Geſchaͤfte, eine Direktion (§. 7 — 18.) 

N I. Von der Direktion. 


d N 7. 
Die von dem Verwaltungsrathe ernannte und demſelben untergeordnete 
Jahrgang 1856. (Nr. 4335.) 1 Di⸗ 
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Direktion beſteht aus zwei Mitgliedern, von denen das eine vorzugsweiſe den 
merkantiliſchen, das andere vorzugsweiſe den techniſchen Theil der Geſchaͤfte 
beforgen wird, die aber beide gemeinfchaftlich fuͤr die Geſchaͤftsfuͤhrung verant⸗ 
wortlich ſind. 


H. 8. 

Die Direktion vertritt das Geſchaͤft nach Außen hin, Behörden wie Pri⸗ 
vaten gegenuͤber. Sie zeichnet fuͤr alle laufenden Geſchaͤfte, welche als Aus⸗ 
führung der bereits getroffenen Einrichtungen oder gefaßten Beſchluͤſſe, ſowie 
der abgeſchloſſenen Vertraͤge zu betrachten find, und unterſchreibt, acceptirt, in⸗ 
doſſirt alle Wechſel und Anweiſungen. Zur Guͤltigkeit der Zeichnungen ſind 
uͤberall zwei Unterſchriften erforderlich. 

Ihre Legitimation bildet die von dem Verwaltungsrathe zu ertheilende 
notarielle Vollmacht oder Beſtallung. s 


§. 9. . 


Der Gefchäftsverwaltung wird eine Inſtruktion von dem Verwaltungs- 
rathe zu Grunde gelegt, fuͤr deren Befolgung die Direktion dem Verwaltungs- 
rathe unbedingt verantwortlich, der Geſellſchaft aber haftbar iſt. 

Der Direktion ſteht die Anſtellung und Entlaſſung aller Beamten zu; 
nur bezuͤglich des gegen Kaution anzuſtellenden Kaſſirers, des erſten Buchhal—⸗ 
ters und der uͤber 300 Rthlr. jaͤhrlichen Gehalts beziehenden Beamten, iſt die 
Genehmigung des Verwaltungsrathes erforderlich. 


$. 10. 


Die Direktoren muͤſſen Aktionaire der Geſellſchaft ſein und haben jeder 
eine Kaution von 6000 Rthlrn. in Aktien der Geſellſchaft bei dem Verwaltungs⸗ 
rathe zu deponiren. Ueber die Bedingungen ihrer Entlaſſung iſt im Engage⸗ 
mentskontrakte das Naͤhere feſtzuſetzen. 


H. 11. 


Die Gehaͤlter der beiden Direktoren und der anderen Beamten beſtimmt 
der Verwaltungsrath. Dieſelben koͤnnen theilweiſe oder auch ganz nach dem 
ſich ergebenden Reinertrage des Geſchaͤftsbetriebes abgemeſſen und beſtimmt 
werden. Ihr Betrag wird zu den Geſellſchaftsausgaben gerechnet. 


§. 12. 

Im Abweſenheits- oder Verhinderungsfalle der Direktoren müffen die⸗ 
ſelben durch ein Mitglied des Verwaltungsrathes vertreten werden, zu welchem 
Zweck zwei Mitglieder als fungirende Raͤthe ($. 18.) zu ernennen ſind. 

§. 13. 
Die Direktion iſt verpflichtet, in ftreifigen, wichtigen oder ſchwierigen 
Faͤllen ſich mit den fungirenden Raͤthen zu benehmen, auch den Zuſammentritt 
des Verwaltungsrathes bei dem Vorſitzenden zu beantragen. 


II. Vom 


II. Dom Derweltungsrathe, 
Sig 

Der Berwaltungsrath (H. 5.) beſteht aus neun zu waͤhlenden Mitglie⸗ 
dern. Das uͤber ſeine Wahl notariell aufzunehmende und auszufertigende Pro⸗ 
tokoll dient zu ſeiner Legitimation. 

Außer den gewaͤhlten neun Mitgliedern gehoͤren zum Verwaltungsrathe 
als blos berathende Mitglieder die beiden Direktoren. , 
e Jedes gewählte Mitglied muß Inhaber von fuͤnf Aktien fein, oder folche 
binnen ſechs Wochen nach Annahme der Wahl erwerben, und dieſelben beim 
Verwaltungsrathe niederlegen. S 


H. 15. 


Der Verwaltungsrath, der aus ſeinen gewaͤhlten Mitgliedern fuͤr die 
Dauer von je einem Jahre einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter ernennt, 
beraͤth und verfügt innerhalb der Grenzen des Statuts über alle Angelegen- 
heiten der Geſellſchaft, welche nicht ausdruͤcklich der Generalverſammlung oder 
den Direktoren vorbehalten ſind. 

Er kontrollirt die Direktion. ö a 

Alle Ausfertigungen der Beſchluͤſſe, Anordnungen und Bekanntmachun⸗ 
gen werden von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter, oder in deren Auf⸗ 
trage von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes unterſchrieben. 


H. 16. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich regelmaͤßig gegen Ende jeden 
Quartals im Lokale der Direktion. Zu dieſer ordentlichen, ſowie zu außeror⸗ 
dentlichen Sitzungen wird, unter Beifuͤgung der Tagesordnung, durch den Vor⸗ 
ſitzenden, deſſen Stellvertreter, oder im Auftrage derſelben durch die Direktion, 
ſchriftlich eingeladen. Gegenſtaͤnde, welche nicht auf der Tagesordnung ſtehen, 
koͤnnen gleichfalls berathen werden, doch iſt die Beſchlußnahme nur bei einem 
Einverſtaͤndniſſe aller anweſenden Mitglieder zulaͤſſig; andernfalls muͤſſen fie 
auf eine neu anzuberaumende Sitzung verſchoben werden. 
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Der in dieſer Art berufene Verwaltungsrath iſt beſchlußfaͤhig bei An⸗ 
weſenheit von fuͤnf Mitgliedern, unter denen ſich der Vorſitzende oder deſſen 
Stellvertreter befinden muß. 

Mehrheit der Stimmen entſcheidet. Bei Gleichheit der Stimmen ent⸗ 
ſcheidet die des Vorſitzenden. a 
) §. 18. 

Der Verwaltungsrat ernennt aus feiner Mitte zwei Mitglieder auf die 
Dauer eines Jahres, die der Direktion berathend zur Seite ftehen (§ . 12. 13.) 
und in den nöfhigen Fällen die Vertretung eines oder des anderen der Direk⸗ 
toren übernehmen. Dieſen fungirenden Raͤthen liegt es ob, von den Geſchaͤften 
Kenntniß zu nehmen und am Schluſſe jeden Quartals die Geſchaͤftsfuͤhrung 

(Nr. 4335.) 3* einer 
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einer Reviſion zu unterwerfen; auch ſteht es denſelben frei, außerdem eine ſolche 
außerordentlich vorzunehmen. a ; 

Den beiden ernannten fungirenden Raͤthen wird eine beſondere, von dem 
Verwaltungsrathe feſtzuſtellende Remuneration ertheilt. i 
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Die zu waͤhlenden Mitglieder des Verwaltungsrathes werden auf vier 
Jahre ernannt. Nach Ablauf eines jeden Jahres ſcheiden, je nachdem es ſich 
um die erſten drei Jahre oder um das vierte Jahr handelt, beziehungsweiſe 
zwei oder drei Mitglieder aus. In den erſten drei Jahren werden die Aus⸗ 
ſcheidenden durch das Loos beſtimmt, demnaͤchſt durch die Zeit, welche ſeit ihrer 
Wahl verſtrichen iſt. Beim Ausſcheiden eines Mitgliedes im Laufe eines Jah⸗ 
res hat fuͤr die Dauer deſſelben der Verwaltungsrath die Stelle aus den Aktio⸗ 
nairen zu erſetzen. Ausſcheidende ſind wieder waͤhlbar. 5 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes beziehen außer dem Erſatze von 
Reiſekoſten und ſonſtigen Auslagen eine Tantieme von fuͤnf Prozent des ſich 
beim Jahresſchluſſe ergebenden Ueberſchuſſes; dem Vorſitzenden wird außerdem 
eine angemeſſene, vom Verwaltungsrathe unter Leitung des Stellvertretenden 
des Vorſitzenden feſtzuſetzende jährliche Vergütung zugeſichert. 


III. Die Seneralverſammlung. 
§. 20. 
Die ordentliche Verſammlung der Aktionaire findet im Monat Mai jeden 


Jahres, zum erſten Male im zweiten Jahre des Geſchaͤftsbetriebes, am Sitze 
der Geſellſchaft ſtatt. a d 

Die Einladung zu derſelben erlaͤßt der Verwaltungsrath, oder in deſſen 
Auftrage die Direktion, mindeſtens vierzehn Tage vorher durch die Geſellſchafts⸗ 
blaͤtter. 5 : : 
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Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in dem 
Preußiſchen Staats - Anzeiger zu Berlin, in der Magdeburger Zeitung und 
dem Magdeburger Correſpondenten, in der Halleſchen Zeitung (Verlag von 
Schwetſchke) und der neuen Halleſchen Zeitung, in der Erfurter Allgemeinen 
Zeitung, in dem Erfurter Anzeiger, ſowie in der Leipziger Zeitung. 

Die Regierung iſt befugt, ſobald fie es für erforderlich erachtet, vorzu⸗ 
ſchreiben, welche Blaͤtter an Stelle der vorgenannten treten ſollen. Dieſe Ver⸗ 
fuͤgung iſt durch die Amtsblaͤtter derjenigen Regierungen zu veröffentlichen, in 
deren Bezirken die inlaͤndiſchen Geſellſchaftsblaͤtter ericheinen, s 
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In der ordentlichen Generalverſammlung, in welcher der Vorſitzende des 
Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter praͤſidirt, berichtet der Verwal⸗ 
tungsrath durch eins ſeiner Mitglieder uͤber die Lage des Geſchaͤfts, und bringt 
diejenigen Gegenſtaͤnde zum Vortrage, die auf der Tagesordnung ſtehen. 

Jedem ſtimmfaͤhigen Aktionair ſteht das Recht zu, Gegenſtaͤnde zum 
Vor⸗ 
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Vortrage zu bringen; der Verwaltungsrath iſt aber befugt, jeden Antrag, der 
nicht mindeſtens vier Wochen vor Eröffnung der Verſammlung ſchriftlich eins 
gereicht iſt, der naͤchſten Generalverſammlung zuzuweiſen. i 

Eine Beſchlußfaſſung uͤber die Verlaͤngerung der Dauer der Geſellſchaft, 
‚Erhöhung des Grundkapitals, oder Aenderungen des Statuts, if jedoch nur 
zuläffig, wenn in der Öffentlichen. Bekanntmachung hierauf ausdruͤcklich hinge⸗ 
wieſen worden iſt. e f f 
§. 23. 

In jeder ordentlichen Generalverſammlung werden aus der Mitte der⸗ 
ſelben drei Reviſoren erwaͤhlt, welche die Buͤcher nach deren letzten Abſchluſſe, 
ſowie die Rechnungen und Belaͤge zu prüfen, und Decharge zu ertheilen haben. 


H. 24. 


Eine außerordentliche Generalverſammlung wird Seitens der Geſellſchaft 
nur von dem Verwaltungsrathe berufen fuͤr ſpezielle Gegenſtaͤnde. 

Dieſe Berufung muß geſchehen durch die oben H. 21. angefuͤhrten Blaͤt⸗ 
ter, unter Angabe der Berathungsgegenſtaͤnde, mit einer Friſt von vier Wochen. 

Aktionaire, welche zuſammen mindeſtens den zehnten Theil der ausgege⸗ 
benen Aktien repraͤſentiren, koͤnnen die Berufung einer ſolchen außerordentlichen 
Generalverſammlung durch den Verwaltungsrath verlangen. S 


H. 25. 


Eine außerordentliche Generalverſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn darin, 
außer denen der Mitglieder des Verwaltungsrathes und der Direktion, achtzig 
Stimmen vertreten ſind. n 

Sollten ſo viele Stimmen in einer ſolchen Generalverſammlung nicht 
vertreten ſein, ſo wird von dem Verwaltungsrathe innerhalb ſechs Wochen, 
wenn nicht inzwiſchen eine ordentliche Generalverſammlung, in welcher der 
Gegenſtand ſtatutenmaͤßig erledigt werden kann, eintritt, eine anderweitige außer⸗ 
ordentliche Generalverſammlung ausgeſchrieben werden, in welcher die dann 
Anweſenden nach Stimmenmehrheit beſchließen. 

| §. 26. 

Spaͤteſtens in den beiden letzten Tagen vor jeder Generalverſammlung 
haben die Aktionaire durch Vorzeigung der Aktien, reſp. der Quittungsbogen, 
oder einer glaubhaften Beſcheinigung uͤber den Beſitz derſelben, in dem Buͤreau 
der Geſellſchaft ſich zu legitimiren, wogegen ihnen eine Eintrittskarte behaͤn⸗ 
digt wird. a 

| $ 27. 
Die ſtimmfaͤhigen Mitglieder erhalten außerdem Stimmzettel. 
Der Beſitz von 3 bis 10 Aktien oder Quittungsbogen gewahrt Eine Stimme, 
11 = 2% 3 
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der Beſitz von 51 bis 60 Aktien oder Quittungsbogen gewaͤhrtſechs Stimmen, 
61 ⸗ 70 = fieben 


71 = 80 
81 - 90 
= Hund darüber zehn 
Die Vertretung nicht anweſender Aktionaire ift nur durch Aktionaire ſtatt⸗ 
haft, die durch beglaubigte Vollmachten legitimirt fein muͤſſen. Durch einen 
und denſelben Bevollmaͤchtigten koͤnnen, ausſchließlich ſeiner eigenen, nur noch 
zehn Stimmen vertreten werden. 
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Bei den Beſchluͤſſen entſcheidet Stimmenmehrheit; bei Gleichheit der 
Stimmen die des Vorſitzenden. N 
Sc Nicht anweſende Aktionaire find an die Beſchluͤſſe der Verſammlung ge= 
unden. 8 
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Bei Wahlen entſcheidet abſolute Stimmenmehrheit; dieſelben werden mit 
telſt geheimen Skrutiniums durch Wahlzettel, auf welchen ſaͤmmtliche Perſonen 
genannt ſind, vorgenommen, wobei weder Mitglieder des Verwaltungsrathes, 
noch Beamte der Geſellſchaft zu Skrutatoren ernannt werden duͤrfen. 

Wird abſolute Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung nicht erzielt, 
ſo wird auf gleiche Weiſe nochmals abgeſtimmt, wobei einfache Stimmenmehr⸗ 
heit entſcheidet, ſofern dieſelbe ein Drittheil der abgegebenen Stimmen uͤber⸗ 
ſteigt. Sofern dies nicht der Fall iſt, muß die Wahl unter den drei Kandi⸗ 
daten, welche die meiſten Stimmen haben, wiederholt werden. Bei dann dm: 
tretender Gleichheit der Stimmen entſcheidet das Loos. 


§. 30. 
Ueber jede Generalverſammlung muß ein Protokoll notariell aufgenom⸗ 


men, von dem Vorſitzenden und mindeſtens drei Aktionairen aus der Verſamm⸗ 
lung vollzogen und demnaͤchſt ausgefertigt werden. 


Dritter Abſchnitt. 


Grundkapital, Aktien, Aktionaire. 
F. 31. 

Das Grundkapital der Geſellſchaft beſteht in 10,000 Aktien zu 200 Rthlrn. 
eine jede, zuſammen betragend: 

, Zwei Millionen Thaler Preuß. Kurant. 

Von bieten Aktien werden zunächft zweitauſend Stuͤck emittirt. Die 
Emiſſion weiterer dreitauſend Stuͤck kann allmaͤlig nach Beduͤrfniß auf Be⸗ 
ſchluß des Verwaltungsrathes erfolgen. e 

Ueber die Emiſſion der übrigen fünftaufend Stuͤck beſtimmt die Gene⸗ 
neralverſammlung. 

Es wird beabſichtigt, mit Genehmigung des Staats eine Anſtalt zu 
i gruͤn⸗ 
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gründen, welche der leiblichen und fittlichen Noth des Arbeiterſtandes in der 
Provinz Sachſen abzuhelfen beſtimmt iſt. Zu Gunſten dieſes Unternehmens 
werden ſowohl bei der zweiten, als bei der dritten Emiſſion je Eintauſend Stuͤck 
Aktien ein Jahr lang reſervirt, welche der gedachten Anſtalt auf Verlangen 
al pari uͤberlaſſen werden muͤſſen. Fuͤr den Fall, daß die letztere innerhalb 
eines Zeitraums von zwei Jahren, von dem Tage ab gerechnet, mit welchem 
das gegenwärtige Statut die landesherrliche Genehmigung erhalten hat, nicht 
zur Exiſtenz gelangen ſollte, bleibt dieſe Beſtimmung außer Anwendung. 


$. 32. 


Die Aktien werden nach dem dieſem Statut beigegebenen Formulare in 
fortlaufender Nummer auf jeden Inhaber ausgefertigt, und ausgegeben, wenn 
der volle Betrag zur Geſellſchaftskaſſe berichtigt iſt. 

Bis dahin werden mit Nummern bezeichnete, auf Namen lautende Quit⸗ 

tungsbogen ausgegeben, auf denen uͤber die Einzahlung quittirt wird. Dieſel⸗ 
ben werden, ſobald der Betrag der Aktien voll eingezahlt iſt, gegen die Aktien⸗ 
Dokumente umgewechſelt. : ; 
Der Zeichner der Aktie ift für die Einzahlung von vierzig Prozent des 
Nominalbetrages der Aktie unbedingt verhaftet; nach erfolgter Einzahlung von 
vierzig Prozent iſt die Uebertragung der aus den geleiſteten Zahlungen entſprin⸗ 
genden Rechte und Verbindlichkeiten an einen Dritten, mit Genehmigung des 
Verwaltungsrathes, zuläflig. ) 

Im Uebrigen wird nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 9. No⸗ 
vember 1843, verfahren. 5 | 
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Die Aktien werden von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes und 
von der Direktion unterzeichnet, und denſelben Dividendenſcheine nach dem bei⸗ 
gefuͤgten Formulare auf acht Jahre, nebſt Talon beigegeben, welche nach Ab⸗ 
lauf des letzten Jahres gegen Einlieferung des Talons durch neue erſetzt werden. 


H. 34. f 
Die Einzahlungen fuͤr die urſpruͤnglich auszugebenden Aktien erfolgen 
nach dem Beduͤrfniß der Geſellſchaft auf Grund beſonderer Aufforderung des 
Verwaltungsrathes in Raten von nicht uͤber zehn Prozent und in Zwiſchen⸗ 
raͤumen von nicht unter drei Monaten bei der Kaffe der Geſellſchaft zu Halle a. S., 
oder an naͤher zu beſtimmende Bankhaͤuſer anderer Orte. Es ſoll jedoch jedem 
der Aktionaire freiſtehen, die gezeichnete Summe ganz oder theilweiſe gleich zu 
zahlen, und werden in dieſem Falle von der eingezahlten Summe fuͤnf Prozent 
Zinſen pro anno aus dem Geſellſchaftsfonds verguͤtet. Die Aufforderung er⸗ 
folgt vier Wochen vor jeder Zahlung durch die H. 21. beſtimmten Zeitungen. 
Sofort nach erfolgter landesherrlicher Beſtaͤtigung muͤſſen mindeſtens zehn 
Prozent, im Laufe des erſten Jahres aber uͤberhaupt mindeſtens zwanzig Pro⸗ 
zent eingefordert werden. S S 
Die Verzinſung der bezeichneten Beträge mit fünf Prozent darf nur bis 
zur erfolgten vollen Einzahlung eines Aktienbetrages von 400,000 Rthlrn. ſtatt⸗ 
(Nr, 4335.) finden, 
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finden, von da ab muß aber nach $. 17. des Geſetzes vom 9. November 1843. 
und H. 38. des Statuts die Zahlung der Dividende an die Stelle der Verzin⸗ 
ſung treten. Wer innerhalb zweier Monate nach erfolgter Aufforderung nicht 
zahlt, verfällt in eine Konventionalſtrafe von einem Viertel des ausgeſchriebenen 
Betrages; erfolgt ſolche nach vorheriger neuen Aufforderung nicht binnen fer⸗ 
neren vier Wochen, ſo iſt der Verwaltungsrath berechtigt, entweder 
a) die eingezahlten Betraͤge fuͤr verfallen und die Aktien fuͤr erloſchen zu 
erklaͤren, welche Erklaͤrung durch die $. 21. benannten Zeitungen unter 
Angabe der Nummer erfolgt, oder aber e 
p) die Zahlung nebſt Strafe und Zinfen gerichtlich einzuziehen, oder endlich 
c) bei Sterbefaͤllen, Falliſſements, Auseinanderſetzungen und aͤhnlichen, vom 
Verwaltungsrathe fuͤr angemeſſen erachteten Fällen die Aktien⸗Quittungs⸗ 
bogen zum Vortheile der Inhaber oͤffentlich an einer Boͤrſe durch einen 
vereideten Makler zu veraͤußern. 
An Stelle einer fuͤr erloſchen erklaͤrten Aktie kann von dem Verwal⸗ 
tungsrathe eine neue ausgegeben werden. 


E $. 35. 
Der Inhaber einer Aktie ift nur für den darin ausgeſprochenen Betrag 
und eventualiter fuͤr die Konventionalſtrafe haftbar. 3 
F. 36. | 
Gehen Aktien verloren, fo werden an Stelle der verlorenen neue Aktien 
ausgefertigt, ſobald die erfteren den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen gemaͤß 
amortiſirt ſind. n 
H. 37. 


Jeder Aktionair nimmt durch den Erwerb oder Zeichnung einer Aktie 
Domizil im Bezirke des Kreisgerichts zu Halle a. S. Alle Inſinuationen er⸗ 
folgen guͤltiger Weiſe an die in dieſem Domizil wohnende, von ihm zu beſtim⸗ 
mende Perſon, oder an dem in dieſem Domizilbezirke belegenen, von ihm zu 
beſtimmenden Haufe und in Ermangelung der Beſtimmung einer Perſon oder 
eines Hauſes auf dem Buͤreau der Handelskammer zu Halle a. S. 
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Durch den Beſitz einer Aktie wird Jedermann Mitglied der Geſellſchaft 
(H. 4.). Derſelbe erlangt dadurch ein Recht auf eine nach Maaßgabe des aus 
dem Jahresabſchluſſe ſich ergebenden reinen Gewinnes durch den Verwaltungs: ` 
rath feſtzuſtellende Dividende, und wird außerdem Miteigenthuͤmer an dem Ver⸗ 
moͤgen der Geſellſchaft nach dem Verhaͤltniß der Aktien, die er beſitzt. 


Vierter Abſehnitt. 
Bilanz, Reſervefonds, Dividende, 
$. 39. 


) Am Schluſſe jeden Jahres wird von der Direktion ein vollſtändiges In⸗ 
ventar Aber die Beſitzungen, Vorraͤthe, Ausſtaͤnde und Paſſiva der Geſellſchaft 
E auf⸗ 
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aufgenommen, in ein beſonderes Buch eingetragen und dem Verwaltungsrathe zur 
Pruͤfung und Feſtſtellung vorgelegt. Dabei wird fuͤr die Rohſtoffe und Ma⸗ 
terialienvorraͤthe, die Halbfabrikate und die Fabrikate der laufende Werth an- 
genommen, und uͤberhaupt die Bilanz nach kaufmaͤnniſchen Grundſaͤtzen gezogen. 
Auf Baulichkeiten und Inventar werden zur Deckung der Entwerthung durch 
Abnutzung jaͤhrlich angemeſſene Prozente nach naͤherer Beſtimmung des Ver⸗ 
waltungsrathes abgeſchrieben. Die Entwerthung der Gruben und Torfſtiche 
wird nach Maaßgabe der ſtattgefundenen Ausbeutung derſelben beruͤckſichtigt. 
Der ſich hiernach ergebende Ueberſchuß der jaͤhrlichen Einnahmen nach Abzug 
der jaͤhrlichen Ausgaben, von denen die Koſten fuͤr Anſchaffung von Gegen⸗ 
ſtaͤnden eines bleibenden größeren Werthes nach dem Ermeſſen des Berwaltungs- 
rathes auf mehrere Jahre zu vertheilen ſind, bildet den Reingewinn. 

Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, alljaͤhrlich ihre Geſchaͤftsbilanz durch die 
im H. 21. genannten Blaͤtter zu veroͤffentlichen. i 


$. 40. 


Vom ermittelten Reingewinn (F. 39.) kommen in Abzug: 

1) zehn Prozent zur Bildung eines Reſervefonds, welcher ohne Zurechnung 
von Zinſen im Geſchaͤft bleibt und bis auf zwanzig Prozent des Aktien⸗ 
kapitals zu bringen, beziehungsweiſe auf dieſer Hoͤhe durch neue Zuſchrei⸗ 
bungen zu erhalten iſt, ſobald er angegriffen worden; 

2) fünf Prozent für den Verwaltungsrath als Tantiemebezug ($. 19.), unter 
Beruͤckſichtigung der fuͤr den Vorſitzenden des Verwaltungsrathes feſt⸗ 
zuſtellenden beſonderen Verguͤtigung ($. 19.) . S 

Demnaͤchſt find: | 109 i 

3) nach Deckung einer fuͤnfprozentigen Verzinſung der Aktiengelder, vom 
Ueberſchuſſe zehn Prozent zur Verwendung fuͤr milde Zwecke, insbeſon⸗ 
dere zur Unterſtuͤtzung von Anſtalten, welche der leiblichen und ſittlichen 
Noth des Arbeiterſtandes in der Provinz Sachſen abzuhelfen beſtimmt 

ſind, in Abzug zu bringen. e 

4) Der Ueberſchuß wird als Dividende unter die Aktionaire vertheilt. 


§. 41. 

Die aus dem Abzuge unter 3. des vorhergegangenen Paragraphen ſich 
ergebenden Gelder find vorzugsweiſe der nach F. 31. zu gruͤndenden Anſtalt 
zuzuwenden, oder, wenn ſolche innerhalb der beſtimmten Friſt nicht zur Exiſtenz 
gelangen ſollte, nach naͤherer Beſtimmung der Generalverſammlung innerhalb 
der F. 40. Nr. 3. bezeichneten Grenzen zu verausgaben. So lange noch Feine, 
beſtimmungsmaͤßige Verwendung derſelben ſtattfinden kann, ſind dieſelben in 
zinstragenden Staatspapieren oder ſonſtigen ſicheren Effekten bei der Haupt⸗ 
kaſſe der Koͤniglichen Regierung zu Merſeburg verwahrlich niederzulegen. 

EEE H. 42. 

Die Auszahlung der Dividenden erfolgt jaͤhrlich am 1. Juni gegen Ein⸗ 
reichung der Kupons bei der Kaſſe der Geſellſchaft und den von dem Ver⸗ 
waltungsrathe zu bezeichnenden Bankhaͤuſern (F. 34.). r 
Jahrgang 1856. (Ir, 4335.) | 4 Wird 


— 


Wird deren Betrag binnen vier Jahren nicht erhoben, ſo verfaͤllt der⸗ 
ſelbe der Geſellſchaft. ö 


H. 43. 


Die von den Aktiongiren eingezahlten Raten werden von dem in der 
Ausſchreibung beſtimmten letzten Einzahlungstage mit fünf Prozent jährlich 
bis zur vollen Einzahlung der 400,000 Rthlr. verzinſet, und dieſe Zinſen aus 
dem Einrichtungsfoͤnds entnommen. f ? 
Di.ieſe Berichtigung der Zinſen bis zur letzten Theilzahlung geſchieht durch 
Abrechnung auf die jedesmaligen ferneren Theilzahlungen. 


H. 44. 


Ueber die Benutzung und Anlegung von Geldern und disponiblen Fonds 
beſtimmt lediglich der Verwaltungsralh. S ) 


Fünfter Abſchnitt. 
Dauer und Aufloͤſung der Geſellſchaft. 
| $. 45, 


Die Dauer der Geſellſchaft erſtreckt ſich auf funfzig Jahre nach dem 
Tage der erlangten landesherrlichen Konzeſſion. 

Die Geſellſchaft kann eine Verlangerung beſchließen, welche von der 
landesherrlichen Genehmigung abhängig iſt (§. 47.). 

Im Laufe der erſten funfzig Jahre kann die Aufloͤſung der Geſellſchaft 
nur durch den Verwaltungsrath beantragt werden. Derſelbe iſt dazu verpflichtet, 
wenn die Haͤlfte des Aktienkapitals verloren gegangen iſt; ferner wenn ein 
Fuͤnftel der Aktionaire nach Aktienzahl darauf dringt. 

Die Aufloͤſung kann nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung 
beſchloſſen werden, in welcher jede vertretene Aktie fuͤr Eine Stimme zaͤhlt, gleich⸗ 
viel, wie viel in einer Hand vereinigt ſind. Zu jeder ſolchen Verſammlung muß 
die Haͤlfte der Aktien vertreten ſein; iſt dieſes nicht der Fall, ſo iſt eine neue 
außerordentliche Verſammlung anzuberaumen, in der die dann anweſenden 
Aktionaire vollguͤltig Beſchluß faſſen koͤnnen. 

In beiden Verſammlungen kann die Aufloͤſung der Geſellſchaft nur durch 
eine Majoritaͤt von zwei Drittheilen der Stimmen beſchloſſen werden. Der Be⸗ 
ſchluß bedarf der landesherrlichen Genehmigung. . 

Die Aufloͤſung erfolgt nach Maaßgabe der beſtehenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen. Außerdem tritt die Aufloͤſung der Geſellſchaft in den in den HH. 25. 28. 
und 29. des Geſetzes vom 9. November 1843. beſtimmten Fällen ein und wird 
99 SECH der in jenen Paragraphen getroffenen geſetzlichen Beſtimmungen 

ewirkt. 

Den Modus der Liquidation, die Liquidatoren und deren Befugniſſe be⸗ 
ſtimmt der Verwaltungsrath. 


Sechſter 
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Sechſter Abſchnitt. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abänderung en des Statuts.“ 
| H. 46. 5 

Streitigkeiten, welche Angelegenheiten der Geſellſchaft betreffen, zwiſchen 
der Geſellſchaft und ihren Aktionairen, Vertretern oder Beamten, duͤrfen, mit 
Ausnahme der im $. 34. erwähnten Falle, nur durch Schiedsmaͤnner entſchieden 
werden, von denen jeder Theil einen waͤhlt. Ein Obmann tritt nur dann hinzu, 
wenn die beiden Schiedsrichter ſich innerhalb acht Tagen nicht einigen können. 
In dieſem Falle ernennt der Direktor des Kreisgerichts zu Halle a. S. aus 
der Zahl der Mitglieder deſſelben den Obmann. a 

Schiedsrichter und Obmann muͤſſen in Halle a. S. wohnen. Verzoö⸗ 
gert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notar oder gericht⸗ 
lich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Benennung des Schiedsrichters 
länger als acht Tage, fo muß er fich gefallen laſſen, daß der andere Theil 
beide Schiedsmaͤnner ernennt. Das Schiedsgericht hat ſeinen Ausſpruch inner⸗ 
halb ſpaͤteſtens vier Wochen zu thun. Gegen den ſchiedsrichterlichen Spruch 
findet, den Fall der Nichtigkeit ausgenommen, kein Rechtsmittel ſtatt. 

Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter ſind die Beſtimmungen der HH. 16. ff. 
Theil I. Titel 4. der Allgemeinen Gerichtsordnung maaßgebend. 

85 §. 47. 

Abaͤnderungen der Statuten koͤnnen nur durch den Verwaltungsrath 
beantragt und von der Generalverſammlung nur durch eine Mehrheit von 
zwei Drittheilen der vertretenen Stimmen beſchloſſen werden, zu welchen Be⸗ 
ſchluͤſſen die landesherrliche Genehmigung erforderlich iſt. E 


e Siebenter Abſchnitt. 
Aufſichtsrecht der Königlichen Regierung. 
| §. 48. | = 
Der Königlichen Regierung zu Merfeburg fteht es zu, einen Kommiſſarius 
zur Wahrnehmung des Aufſichtstechts zu ernennen oder für einzelne Falle zu 
delegiren. 
5 b Dieſer Kommiſſar iſt befugt, alle Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammen 
u berufen, allen Berathungen beizuwohnen, Buͤcher, Regiſter und Rechnungen 
in dem Buͤreau der Geſellſchaft einzuſehen und von den Schriftſtuͤcken und 
allen Einrichtungen Kenntniß zu nehmen. 


Achter Abſchnitt. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
H. 49. 


Die Grunder der Geſellſchaft — als namentlich: 5 
1) Herr Dr. Johann Chriſtoph Rinne, Koͤniglicher Ober- und Geheimer 
(Nr. 4335.) \ Ar, Regie⸗ 


5 


Regierungsrath, Prafident des Verwaltungsraths der Lebens-, Penſions⸗ 
und Leibrenten⸗Verſicherungsgeſellſchaft „Iduna“ in Halle a. S., zu 
Merſeburg; ö 
2) Herr Heinrich Friedrich Auguſt Julius Schmidt, Koͤniglicher Geheimer 
Hofkammerrath, zu Berlin; ? 
3) Herr Dr. juris Alexander Otto Kormann, Advokat, Mitglied des Ver— 
waltungsrathes der „Iduna“, zu Leipzig; 
4) Herr Ludwig Lehmann, Bankier, Mitglied des Verwaltungsrathes 
der „Iduna“, zu Halle a. S.; ` , 
5) Herr Ernſt Hermann Auguſt Keferftein, Bankier, zu Merſeburg; 
6) Herr Carl Haymo Semeka Auguſtin, Berggeſchworener a. D., Fabrik⸗ 
beſitzer, zu Eisleben; 
7) Herr Kaufmann Heinrich Theodor Weber, in Firma Schoͤmberg, Weber 
und Comp., zu Leipzig; : 
8) Herr Carl Johann Adolph Hahn, Magiftrats-Affeffor, Apotheker, Che⸗ 
miker und Techniker, zu Merfeburg; f 
9) Herr Ernſt Chriſtoph Friedrich Luͤddicke, Koͤniglicher Bau⸗Inſpektor, zu 
Merſeburg; — f 
bilden den Verwaltungsrath der Geſellſchaft für die erſten Jahre des "De 
Ee derſelben, mit allen, den erwaͤhlten Mitgliedern zuſtehenden Rechten und 
Pflichten. 8 
Die erſte theilweiſe Erneuerung des Verwaltungsrathes durch Wahl 
(H. 19.) erfolgt in der ordentlichen Generalverſammlung des Jahres 1862. 
Der Generalverſammlung bleibt jedoch auch die Wiederbeſetzung der Stellen 
vorbehalten, die ſich waͤhrend der angegebenen Zeit durch Ausſcheiden des Ver⸗ 
waltungsrathes erledigen. , 


H. 50. 


Die im vorigen Paragraphen unter 1. und 2. genannten Perſonen ſind 
ermächtigt, einzeln oder zuſammen, die landesherrliche Genehmigung und die 
Ertheilung der Korporationsrechte fuͤr die Geſellſchaft zu erwirken, auch dabei 
in diejenigen Abaͤnderungen des Statuts, welche die Staatsregierung etwa ver⸗ 
langen möchte, einzuwilligen. Dergleichen Abaͤnderungen ſollen ſowohl fuͤr die 
Gruͤnder, als fuͤr alle zutretenden Aktionaire als rechtsverbindlich angeſehen 
werden. E x : 


Aktie 


Zieler Talon 
wird gebunden 
und beruht in 

dem Archive 

der Geſell⸗ 
ſchaft. 


Gr. 4335.) 


Auszu⸗ 


ſchnei⸗ 
dender 


Talon. 


Gesellschaft für Braunkohlen-Verwerthung in Halle 5 S. 
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200 Thaler. 


Sächsisch - Thüringische Actien- Gesellschaft 
für Braunkohlen - Verwerthung. 


Gegründet durch notariellen Akt D 


Beſtaͤtigt durch Allerhoͤchſte Urkunde vom. 


Actie e & 


uͤber 


* Thaler Preußiſch Kurant. 


Der Inhaber iſt an der Saͤchſiſch⸗ Thüringiſchen 
En, für Braunkohlen-Verwerthung zu 
Halle a. S. fuͤr den Betrag von 

e Thalern« 
betheiligt und hat alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und 
Pflichten. 

Dieſer Aktie ſind acht Dividendenſcheine pro 
en. 185. bis 486: einfchließlich 
nebſt Talon beigefügt. 

1% Halle g. S, m 
0 


Der Verwaltungsrath. 


11 11 8 d (Die Unterſchriften.) 


bende sub Fol.. des Regiſters. 


200 Thaler. 


Gesellschaft für Braunkohlen-Verwerthung in Halle a. S. 


Anweiſung zur Aktie 


(Eee Stempel.) 


e „%% % %ꝙ 9 ß „ „„ 


Eingetragen in das Kupon⸗Regiſter Fol 
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(Rückſeite.) 


Allerhöchſte Beſtätigungs⸗ Urkunde und Auszug 
aus dem Gefellichafts - Statute. 


Wi Friedrich Wilhelm, x ꝛc. 


Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Merſeburg 
Stuͤck RES 


(Nr, 4335.) 


1 


Sächsisch- Thüringische Aktiengesellschaft für 
f Braunkohlenverwerthung. 


(a Dividendenſchein 
(Stempel.) zu der Aktie Aë 

Der Inhaber empfängt am 1. Juni 185. gegen 
dieſen Schein an der Geſellſchaftskaſſe in Halle a. S. oder 


Jan den bekannt zu machenden Stellen die ſtatutenmäßig 


ermittelte Dividende für das Geſchäftsfahr 185. 
Der Verwaltungsrath. Die Direktion. 
(Unterſchriften.) (Unterſchriften.) 


Eingetragen Fol. ..... 


ee 
Rückſeite. 


tb Zahlbar am 1. Juni 185. 
für das Geſchäftsjahr pro 


§. 42. Die Auszahlung der Dividenden erfolgt jähr⸗ 

b lich am 1. Juni gegen Einreichung ber Ku⸗ 
pons bei der Kaſſe der Geſellſchaft und den 

von dem Verwaltungsrathe zu bezeichnenden 
Bankhäuſern. : | 


Wird der Betrag binnen vier Jahren nicht erhoben, 
ſo verfällt ſolcher der Geſellſchaft. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


